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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 

zu der Unterrichtung der Bundesregierung 
- Drucksache 13/218, Nr. 57 - 

Mitteilung der Kommission an den Rat über die Verfütterung bestimmter tierischer 
Abfälle an Tiere, deren Fleisch nicht zum Verzehr bestimmt ist 

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über die veterinär- und- 
tierseuchenrechtlichen Vorschriften für die Behandlung bestimmter tierischer 
Abfälle, die zur lokalen Vermarktung als Futtermittel für bestimmte Tierkategorien 
bestimmt sind 
- KOM(93) 590 endg. - 
»Rats-Dok. Nr. 10736/93 vom 12. Januar 1994« 

A. Problem 

Durch Artikel 7 Nr. iii der Richtlinie 90/667/EWG (Tierkörper-
beseitigungsrichtlinie) wird eine Ausnahmemöglichkeit für den 

Vertrieb von kleinen Mengen von tierischen Abfällen über bereits 
zugelassene Zwischenhändler auf dem lokalen Markt für die Füt-
terung von Tieren, deren Fleisch nicht zum menschlichen Verzehr 
bestimmt ist, geschaffen. Das Vereinigte Königreich und Irland 

haben von dieser Ausnahmeregelung Gebrauch gemacht. Hin-
sichtlich der Anwendung dieser Ausnahmeregelung wurde bei 
Prüfung festgestellt, daß ein unterschiedliches hygienisches Ni-

veau in den Betrieben vorhanden ist. 

B. Lösung 

Der Vorschlag der Kommission sieht umfassendere Rechtsvor-
schriften und zusätzliche Kontrollregelungen vor, wonach die Ab-
fälle bestimmten Anforderungen hinsichtlich Sammlung und Be-
förderung genügen müssen. Darüber hinaus sollen die Abfälle in 

einem Betrieb, der bestimmte Hygieneanforderungen erfüllt, ein- 
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gefärbt oder ste rilisiert  werden. Des weiteren sind die Abfälle vor 
Vertrieb und Verkauf zu verpacken und nur auf dem lokalen 
Markt innerhalb des Ursprungsmitgliedstaates zu vermarkten. 

Einstimmige Ablehnung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine Angaben 

D. Kosten 

Keine Angaben 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Verhandlungen in 
Brüssel darauf hinzuwirken, daß der vorliegende Vorschlag für 
eine Entscheidung des Rates - Drucksache 13/218, Nr. 57 - abge-

lehnt wird. 

Bonn, den 8. März 1995 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Peter Harry Carstensen (Nordstrand) 

Vorsitzender 

Marianne Klappert 

Berichterstatterin 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

KOM(93) 590 endg. 
Brüssel, den 25. November 1993 

Mitteilung der Kommission an den Rat über die Verfütterung bestimmter tierischer Abfälle an Tiere, 
deren Fleisch nicht zum Verzehr bestimmt ist 

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über die veterinär- und tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften für die Behandlung bestimmter tierischer Abfälle, die zur lokalen Vermarktung als 
Futtermittel für bestimmte Tierkategorien bestimmt sind 

(von der Kommission vorgelegt) 

Begründung 

1. Die Richtlinie 90/667/EWG enthält die veterinär-
rechtlichen Vorschriften für die Beseitigung, Ver-
arbeitung und Vermarktung tierischer Abfälle und 
die Bestimmungen zum Schutz von Futtermitteln 
tierischen Ursprungs gegen Krankheitserreger. 

2. Gemäß Artikel 7 Ziffer iii können die Mitgliedstaa-
ten in Ausnahmefällen und unter tierärztlicher 
Aufsicht der zuständigen Behörde den lokalen 
Vertrieb geringer Mengen bestimmter Abfälle 
über zum Zeitpunkt der Genehmigung dieser 
Richtlinie bereits zugelassene Zwischenhändler 
genehmigen, wenn diese Abfälle an Tiere verfüt-
tert werden sollen, deren Fleisch nicht zum men-
schlichen Verzehr bestimmt ist (beispielsweise 
Hunde und Katzen), und wenn nach Auffassung 
der zuständigen Behörde die Gesundheit von 
Mensch und Tier dadurch nicht gefährdet wird. 

3. Gemäß Artikel 7 erläßt der Rat auf Vorschlag der 
Kommission vor dem 31. Dezember 1992 veterinär- 
und tierseuchenrechtliche Vorschriften über die 
Behandlung bestimmter Abfälle, die als Futtermit-
tel für Tiere, deren Fleisch nicht zum menschli-
chen Verzehr bestimmt ist, lokal vermarktet wer-
den können. 

4. Gemäß Artikel 7, hat die Kommission außerdem 
zusammen mit diesem Vorschlag bis zum 31. De-
zember 1992 einen Bericht über die Anwendung 
von Ziffer iii vorlegen. Dieser Bericht ist dem bei-
liegenden Vorschlag vorzulegen. Dieser Bericht ist 
dem beiliegenden Vorschlag beigefügt. Die Korn-
mission kommt darin zu dem Schluß, daß lediglich 
Irland und das Vereinigte Königreich Ziffer iii mit 
Hilfe des „Abdeckereigewerbes" anwenden, und 
daß bei entsprechenden Kontrollen ein annehmba-
rer Gesundheitsstandard für Mensch und Tier ge-
währleistet werden kann. 

5. Der vorliegende Vorschlag sieht vor, daß die Abfälle 

a) bestimmten Anforderungen hinsichtlich Samm-
lung und Beförderung genügen müssen; 

b) in einem Betrieb, der bestimmte Hygieneanfor-
derungen erfüllt, angefärbt oder sterilisiert wer-
den müssen; 

c) vor Vertrieb und Verkauf zu verpacken sind, 
wobei die Verpackung Name und Anschrift des 
Betriebs sowie den Vermerk „nicht zum men-
schlichen Verzehr geeignet" tragen muß; 

d) auf dem lokalen Markt, innerhalb des Ursprungs-
mitgliedstaats, vermarktet werden müssen. 

6. Mit der Regelung kommt die Kommission ihren 
Verpflichtungen gemäß Artikel 7 der Richtlinie 
Nr. 90/667/EWG des Rates nach, demzufolge die 
Kommission dem Rat einen Vorschlag über veteri-
när- und tierseuchenrechtliche Vorschriften für die 
Behandlung bestimmter tierischer Abfälle unter-
breitet, die zur lokalen Vermarktung als Futtermit-
tel für Tiere bestimmt sind, deren Fleisch nicht für 
den menschlichen Verzehr bestimmt ist. Gemäß 
Artikel 7 hat die Kommission außerdem zusammen 
mit diesem Vorschlag einen Bericht über die An-
wendung von Artikel 7 Ziffer iii vorzulegen. 

7. Die geplante Regelung unterliegt der Gemeinsa-
men Agrarpolitik. Bei der vorgesehenen Entschei-
dung wird der Bedeutung des „Abdeckereigewer-
bes" in Vereinbarungen über die Beseitigung be-
stimmter tierischer Abfälle in Irland und im Verei-
nigten Königreich Rechnung getragen. Es werden 
veterinärrechtliche Kontrollen festgelegt, um si-
cherzustellen, daß die menschliche und die tieri-
sche Gesundheit in der gesamten Gemeinschaft 
nicht gefährdet werden. Die praktischen Kontrol-
len vor Ort fallen unter die Zuständigkeit der be-
treffenden Mitgliedstaaten. 

8. Um den Zielen der Regelung gerecht zu werden, 
ist eine Entscheidung zu treffen. 

9. Die Regelung setzt die allgemeinen Ziele fest. Sie 
hat die Form einer Entscheidung. Die Durchfüh-
rung ist Aufgabe der Mitgliedstaaten. 
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Mitteilung der Kommission an den Rat über die Verfütterung bestimmter tierischer Abfälle an Tiere, 
deren Fleisch nicht zum Verzehr bestimmt ist 

A. Hintergrund 

1. Die Richtlinie 90/667/EWG des Rates vom 27. No-
vember 1990 enthält veterinärrechtliche Vor-
schriften für die Beseitigung, Verarbeitung und 
Vermarktung tierischer Abfälle und zum Schutz 
von Futtermitteln tierischen Ursprungs, auch 
Fisch, gegen Krankheitserreger. 

2. Gemäß Artikel 7 dieser Richtlinie können die 
Mitgliedstaaten genehmigen, daß in Einzelfällen 
und unter tierärztlicher Aufsicht der zuständigen 
Behörden 

i) tierische Abfälle zu wissenschaftlichen Zwek-
ken verwendet werden; 

ii) tierische Abfälle gemäß Artikel 3 Absatz 1 
Buchstaben a), b) und e) *) von Tieren, die 
nicht aufgrund einer anzeigepflichtigen 
Krankheit geschlachtet worden sind, sowie tie-
rische Abfälle gemäß Artikel 5 (wenig gefähr-
liche Stoffe) für die Fütterung von Zoo-, Zir-
kus- oder Pelztieren und von Jagdhunden in 
anerkannten Jagdmeuten sowie für die Zucht 
von Maden als Fischköder verwendet werden; 

iii) kleine Mengen der Abfälle gemäß Ziffer ii) 
über zum Zeitpunkt der Genehmigung der 
Richtlinie bereits zugelassene Zwischenhänd

-

ler auf dem lokalen Markt für die Fütterung 
von Tieren, deren Fleisch nicht zum Verzehr 
bestimmt ist, vertrieben werden, sofern die 
zuständige Behörde der Auffassung ist, daß 
die Gesundheit von Mensch und Tier dadurch 
nicht gefährdet wird. 

3. Gemäß Artikel 7 der vorgenannten Richtlinie legt 
die Kommission einen Bericht über die Anwen-
dung von Ziffer iii) vor und erläßt der Rat vor 
dem 31. Dezember 1992 mit qualifizierter Mehr-
heit auf Vorschlag der Kommission die veterinär-
rechtlichen und tierseuchenrechtlichen Vor-
schriften für die Behandlung bestimmter Abfälle, 
die für die lokale Vermarktung als Futter für be-
stimmte Tierarten bestimmt sind. 

4. Weiterhin sieht Artikel 7 vor, daß die Mitglied-
staaten die Kommission unterrichten, wenn sie 

*) Artikel3 Abs. 1, Buchstabe a): alle Rinder, Schweine, Ziegen, 
Schafe, Einhufer, jegliches Geflügel und alle anderen zur 
landwirtschaftlichen Erzeugung gehaltenen Tiere, die nicht 
zum Verzehr geschlachtet wurden, sondern im landwirt-
schaftlichen Bet rieb verendet sind, einschließlich totgebore-
ner und ungeborener Tiere; 
Buchstabe b): nicht unter Buchstabe a) fallende tote Tiere, 
die von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats be-
zeichnet worden sind; 
Buchstabe e): alle nicht der Fleischuntersuchung unterzoge-
nen Teile eines regulär geschlachteten Tieres, ausgenom-
men Häute, Felle, Klauen, Federn, Wolle, Hörner, Blut und 
ähnliche Erzeugnisse. 

von diesen Möglichkeiten Gebrauch machen, 
und ihr mitteilen, in welcher Weise sie überwa-
chen, daß diese Abfälle nicht anderen Verwen-
dungen zugeführt werden. Nach dem Verfahren 
des Artikels 18 kann die Kommission diese Über-
wachungsmaßnahmen ändern oder ergänzen. 

Anwendung des Artikels 7 (iii) - von Zwischen-
händlern durchgeführter lokaler Vertrieb kleiner 
Mengen Abfälle zwecks Verfütterung an Tiere, 
deren Fleisch nicht zum Verzehr bestimmt ist 

5. Das Vereinigte Königreich und Irland machen 
von dieser Abweichung Gebrauch. 

Besuche der Kommission im Vereinigten König-
reich zwecks Prüfung der Lage in den betreffen-
den Mitgliedstaaten 

Vereinigtes Königreich 

6. Seit über einem Jahrhundert ist das Abdeckerei-
gewerbe im Vereinigten Königreich von Bedeu-
tung. Die Abdeckerei ist ein Dienstleistungsun-
ternehmen für Landwirte und sonstige Interes-
sengruppen, dessen Funktion darin besteht, ver-
endete und verletzte Tiere, auch aus Gründen 
des Tierschutzes, aus landwirtschaftlichen Be-
trieben zu entfernen. Abdeckereien sind zur Tö-
tung verletzter Tiere zugelassen, deren Körper 
im Anschluß zur Tierkörperverwertungsanlage 
transportiert werden, wo je nach Zustand und 
Tierart Häute und Felle zum Verkauf entfernt 
und frisches Fleisch sowie Nebenprodukte wie 
Nieren und Herz sterilisiert (gekocht) werden, 
bevor sie lokal als Heimtierfutter verkauft wer-
den. Abfälle aus der Abdeckerei werden zwecks 
Verwertung oder Verbrennung einem Tierkör-
perverwertungsbetrieb zugeführt. 

7. Im Vereinigten Königreich gibt es 110 Abdecke-
reien, die jährlich schätzungsweise über 0,5 Mil-
lionen Tierkörper einsammeln. Das dieser 
Dienstleistung entstehende Heimtierfuttermenge 
ist sehr schwer zu veranschlagen, dürfte jedoch 
weniger als 1 % des gesamten Heimtierfutterver-
brauchs (1,4 Millionen Tonnen jährlich im Verei-
nigten Königreich) ausmachen. 

8. Heimtierfutter wird lokal vertrieben. In der Regel 
beliefert die Abdeckerei einige wenige Tierläden 
oder beliefert Heimtierbesitzer direkt. 

9. Wie andere mit der Beseitigung tierischer Abfälle 
befaßte Sektoren wird das Abdeckergewerbe 
weder auf staatlicher noch lokaler Ebene subven-
tioniert. Je nach Marktlage, d. h. dem Wert der 
verkauften Häute und des Heimtierfutters und 
den Kosten u. ä. für die Beseitigung nichtverwen-
deter Stoffe durch Tierkörperverwertungsbetrie- 
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be, zahlt die Abdeckerei oder stellt den Landwir-
ten die Abholung der Tierkörper in Rechnung. 
Derzeit müssen die Abdeckereien den Landwir-
ten die Tierkörperbeseitigung in Rechnung stel-
len, für die Beseitigung nichtverwendeter Stoffe 
bezahlen, und weil die Marktlage für Häute und 
Heimtierfutter schlecht ist. 

Gesundheitskon trolle 

10. Abdeckereien werden nach dem Schlachthofge-
setz von 1974 zugelassen. Die Zulassung fällt in 
den Zuständigkeitsbereich der Lokalbehörden. 
Die Fleischhygieneverordnungen (in geänderter 
Fassung) von 1982 (Sterilisierung und Färbung) 
sieht Kontrollen vor, um zu gewährleisten, daß 
kein genußuntaugliches Fleisch in die Lebens-
mittelkette gelangt. Eine ähnliche Kontrollrege-
lung gilt in Schottland. Do rt  ist gesetzlich vorge-
schrieben, daß aus Abdeckereien abgehendes 
Fleisch entweder sterilisiert oder (mit einem farb-
echten Mittel) angefärbt sein muß. Angefärbtes 
Fleisch darf nur bestimmten Verwendungen, 
zum Beispiel in Zoos oder Pelztierfarmen, zuge-
führt werden, und auch dann nur mit Genehmi-
gung der Lokalbehörde. Alle Abdeckereien wer-
den regelmäßig vom Staatlichen Veterinärdienst 
auf Einhaltung der Bestimmungen der Fleischhy-
gieneverordnungen und auf Tiergesundheitspro-
bleme geprüft. 

11. Generell ist die Seuchenbekämpfung im Tierseu-
chengesetz von 1981 geregelt, das für viele Tier-
seuchen Anzeigepflicht vorsieht. Kommt in der 
Abdeckerei der Verdacht auf, daß ein Tier an 
einer anzeigepflichtigen Krankheit verendet ist, 
so ist der Abdecker gesetzlich verpflichtet, die-
sen Verdacht dem Staatlichen Veterinärdienst zu 
melden. 

Besichtigung von Abdeckereien 

12. Die Aufzeichnungen über die regelmäßigen Kon-
trollen dieser Betriebe durch den Staatlichen 
Veterinärdienst wurden der Kommission zur Ver-
fügung gestellt. Die Aufzeichnungen umfaßten 
die Einteilung der Abdeckereien - anhand eines 
ausführlichen Fragebogens - in Kategorien und 
ihre entsprechende Klassifizierung als gut, be-
friedigend und mangelhaft. Acht Abdeckereien 
wurden besichtigt, davon vier in den Midlands 
und im Westen sowie vier im Südosten. Von die-
sen acht Betrieben wurden vom Staatlichen Vete-
rinärdienst drei als gut, drei als befriedigend und 
zwei für mangelhaft befunden. 

Schlußfolgerung 

13. Drei der besichtigten Betriebe wurden sowohl in 
struktureller als auch in operationeller Hinsicht 
für akzeptabel eingestuft. Die anderen fünf Be

-

triebe lagen mehr oder weniger deutlich unter 
der Norm. 

14. Die gesetzlichen Kontrollregelungen werden 
ordnungsgemäß angewandt, und die Betriebe 
werden sowohl von den Lokalbehörden als auch 
vom Staatlichen Veterinärdienst überwacht. Dies 
läßt den Schluß zu, daß ein akzeptabler Tier- und 
Volksgesundheitsstandard gewährleistet werden 
kann. Es sind jedoch umfassendere Rechtsvor-
schriften und zusätzliche Kontrollregelungen er-
forderlich. 

Irland 

15. Abdeckereien in Irland haben weitgehend die 
gleichen Funktionen wie im Vereinigten König-
reich. Sie sind Dienstleistungsunternehmen für 
Landwirte und entfernen verendete und verletzte 
Tiere aus Betrieben. Die Häute werden abgezo-
gen und verkauft, Fleisch und Nebenprodukte 
lokal als Futtermittel, überwiegend für Grey-
hounds, verkauft. Die meisten Produkte werden 
naturbelassen verkauft. In Irland gibt es zur Zeit 
rund 25 Abdeckereien, die wie im Vereinigten 
Königreich nicht subventioniert werden. 

Gesundheitskontrollen 

16. Das Schlachthofgesetz von 1988 regelt den Be-
trieb von Abdeckereien, einschließlich Zulassung 
und Registrierung, und verbietet insbesondere 
den Verkauf von Erzeugnissen aus Abdeckereien 
zum menschlichen Verzehr. Das Gesetz sieht 
auch Verordnungen hinsichtlich der Struktur- 
und Betriebsanforderungen an Abdeckereien 
vor. Diese Verordnungen liegen zwar als Entwurf 
vor, wurden in Erwartung gemeinschaftlicher 
Rechtsvorschriften für Ende 1992 jedoch nicht 
verabschiedet. 

Schlußfolgerung 

17. Einer der beiden besichtigten Betriebe war gut 
organisiert und arbeitete effizient und hygienisch 
einwandfrei, während der zweite sich als ziem-
lich primitives Unternehmen herausstellte, das 
die Anforderungen zur Gewährleistung eines ak-
zeptablen Volks- und Tiergesundheitsstandards 
nicht erfüllt. Diese Standards sind nur mit aus-
führlichen Betriebs- und sonstigen Vorschriften 
erreichbar. 

Allgemeine Schlußfolgerungen 

18. Die Kommission ist der Ansicht, daß die in diesen 
Mitgliedstaaten bestehende Praxis nur dann fort-
geführt werden darf, wenn die vorgeschlagenen 
Gesundheitskontrollen angewandt werden. 
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Vorschlag für eine Entscheidung des Rates vom ... über die veterinär- und tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften für die Behandlung bestimmter tierischer Abfälle, die zur lokalen Vermarktung als 
Futtermittel für bestimmte Tierkategorien bestimmt sind 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie 90/667/EWG des Rates 
vom 27. November 1990 zum Erlaß veterinärrechtli-
cher Vorschriften über die Beseitigung, Verarbeitung 
und Vermarktung tierischer Abfälle und zum Schutz 
von Futtermitteln tierischen Ursprungs, auch Fisch, 
gegen Krankheitserreger sowie zur Änderung der 
Richtlinie 90/425/EWG 1 ), insbesondere auf Artikel 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es sind Vorschriften für die Behandlung bestimmter 
Abfälle festzulegen, die von für den Vertrieb geringer 
Mengen von Abfällen bereits zugelassenen Zwi-
schenhändlern lokal vermarktet werden dürfen, so-
fern diese Abfälle als Futtermittel für Tiere dienen, 
deren Fleisch nicht zum menschlichen Verzehr be-
stimmt ist. 

Es ist der Bedeutung des traditionellen „Abdeckerei-
gewerbes" für die Beseitigung bestimmter tierischer 
Abfälle in Irland und im Vereinigten Königreich 
Rechnung zu tragen. 

Durch Veterinärkontrollen ist sicherzustellen, daß die 
Gesundheit von Mensch und Tier nicht gefährdet 
wird  - 

HAT  FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Entscheidung gelten folgende De-
finitionen: 

1. Tierische Abfälle: 

- die Stoffe gemäß Artikel 3 Absatz 1 
Buchstaben a), b) und e) der Richtlinie 90/667/ 
EWG, sofern sie nicht von Tieren stammen, die 
im Rahmen von Seuchenbekämpfungsmaßnah-
men getötet worden sind, sowie die Stoffe ge-
mäß Artikel 5, die lokal als Futtermittel für Tiere 
vermarktet werden, deren Fleisch nicht zum 
menschlichen Verzehr bestimmt ist. 

2. Behandlung: 

- Entweder Denaturieren mit einer Lösung eines 
behördlich zugelassenen Färbemittels, die so 
konzentriert sein muß, daß die Anfärbung des 
Fleisches deutlich sichtbar ist; dabei werden 
alle Fleischstücke ganzflächig mit der vorge- 

1 ) ABl.  Nr. L 363 vom 27. Dezember 1990, S. 51. 

nannten Lösung bedeckt, entweder durch Ein-
tauchen des Fleisches in die Lösung oder durch 
Aufsprühen oder anderweitige Anwendung der 
Lösung, 

- oder Sterilisieren, d. h. Kochen oder Druckdämp

-

fen, bis alle Fleischstücke vollständig gar sind. 

Artikel 2 

Die tierischen Abfälle müssen in einem Betrieb be-
handelt werden, der 

- mindestens den Anforderungen gemäß Anhang II 
Kapitel I Absatz 1 Buchstaben a) (erster Satz), b) 
und f), Absätze 2, 3 und 4 sowie Anhang II 
Kapitel II Absätze 1, 2, 5 und 7 bis 9 der Richtlinie 
90/667/EWG genügt, und 

- von der zuständigen Behörde zugelassen und regi-
striert wurde. 

Artikel 3 

Die tierischen Abfälle müssen in Fahrzeugen beför-
dert werden, die mindestens die Anforderungen ge-
mäß Anhang I Absätze 1 bis 3 der Richtlinie 90/667/ 
EWG erfüllen. 

Artikel 4 

Nach der Behandlung müssen die tierischen Ab-
fälle 

- vor dem Vertrieb und Verkauf verpackt werden, 
wobei die Verpackung Namen und Anschrift des 
Betriebs und den deutlichen Vermerk „nicht zum 
menschlichen Verzehr geeignet" tragen muß; 

- innerhalb des betreffenden Mitgliedstaats lokal 
vermarktet werden. 

Artikel 5 

Durch Nachprüfungen und Stichprobenkontrollen 
hat die zuständige Behörde sicherzustellen, daß die 
Betreiber und Inhaber dieser Bet riebe alle erforderli-
chen Maßnahmen treffen, um den Erfordernissen 
dieser Entscheidung zu genügen. 

Artikel 6 

Diese Entscheidung gilt ab dem 1. Januar 1996. 

Artikel 7 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge-
richtet. 

Brüssel, den . . . 
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Bericht der Abgeordneten Marianne Klappert 

1. Beratungsgang 

Der Vorschlag der EU-Kommission an den Rat wurde 
von der Präsidentin mit EU-Sammelliste vom 16. Ja-
nuar 1995 - Drucksache 13/218, Nr. 57 - an den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten fe-
derführend sowie zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Gesundheit überwiesen. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat in seiner Sitzung 
am 8. März 1995 die Vorlage beraten und einver-
nehmlich abgelehnt. 

Der federführende Ausschuß hat den Kommissions-
vorschlag in seiner 8. Sitzung am 8. März 1995 bera-
ten. 

2. Inhalt der Vorlage 

Der vorliegende Verordnungsvorschlag sieht umfas-
sendere Rechtsvorschriften und zusätzliche Kontroll-
regelungen vor, um Mißständen entgegenzuwirken, 
die durch die Ausnahmeregelung in Artikel 7 Nr. 
in der Richtlinie 90/667/EWG (Tierkörperbeseiti-
gungsrichtlinie) den Vertrieb von kleinen Mengen 
von Abfällen über bereits zugelassene Zwischen-
händler auf dem lokalen Markt für die Fütterung von 
Tieren, deren Fleisch nicht zum menschlichen Ver-
zehr bestimmt ist. Diese Ausnahmeregelungen wer-
den insbesondere vom Vereinigten Königreich und 
Irland in Anspruch genommen. Durch den vorliegen-
den Vorschlag soll insbesondere gewährleistet wer-
den, daß die Abfälle bestimmten Anforderungen hin-
sichtlich Sammlung und Beförderung genügen. Fer

-

ner müssen die Abfälle nach diesem Vorschlag in 
einem Betrieb, der bestimmte Hygieneanforderun-
gen erfüllt, eingefärbt oder sterilisiert werden. Des 
weiteren sind die Abfälle danach vor dem Vertrieb 
und Verkauf zu verpacken, wobei die Verpackung 
Name und Anschrift des Betriebes sowie den Ver-
merk „Nicht zum menschlichen Verzehr geeignet" 
tragen muß. 

3. Beratung im 10. Ausschuß 

Der federführende Ausschuß hat sich in seiner 8. Sit-
zung am 8. März 1995 mit der Vorlage befaßt. 

Nach einvernehmlicher Auffassung wurde der Vor-
schlag als nicht weitgehend genug abgelehnt. Dies 
gelte insbesondere im Hinblick auf die derzeitige 
BSE-Situation in Großbritannien. 

Die Kommission wolle durch den Vorschlag errei

-

chen, daß die Verwendung verendeter und getöteter 
Tiere ohne weitere Untersuchungen und keimtöten-
de Behandlung als Tierfutter in Großbritannien und 
Irland zugelassen wird. Bei Verfütterung derar tiger 
Tierkörper bestünde die Gefahr einer Übertragung 
von Erregern auf andere Tiere und in der Folge auch 
auf den Menschen. 

Gerade vor dem Hintergrund der o. g. BSE-Entwick-
lung in Großbritannien war es nach Auffassung der 
im Ausschuß vertretenen Fraktionen und der Gruppe 
der PDS nicht zu verantworten, daß ausgerechnet 
dort  die Verfütterung von nicht erhitzten Kadavern 
zulässig sein soll. 

Bonn, 8. März 1995 

Marianne Klappert 

Berichterstatte rin 








